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Erfahrungsbericht*) der Bundesregierung 
an den Deutschen Bundestag 

über die Durchführung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 5. November 1957 (BGBl. I S. 1747) 


I. 

Bei der dritten Beratung des Entwurfs des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) am 29. August 
1957 hat der Deutsche Bundestag folgende Entschlie- 
ßung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag spätestens ein Jahr nach Inkraft- 
treten des AKG einen Erfahrungsbericht über die 
Durchführung dieses Gesetzes vorzulegen. Der 
Bericht soll insbesondere darlegen, ob und inwie- 
weit sich im Rahmen der Durchführung des Ge- 
setzes die Möglichkeit oder Notwendigkeit erge- 
ben hat, im Gesetz vorgesehene Leistungen — 
namentlich auch in bezug auf Grundstückskauf- 
preise und Grundstücksenteignungsentschädigun- 
gen — zu erhöhen und ob und inwieweit sich 
bei einzelnen Gruppen von Ansprüchen, die nach 
dem Gesetz nicht erfüllt werden, noch sachliche 
Unterscheidungsmerkmale ergeben haben, welche 
die Gewährung von Leistungen über die im Gesetz 
vorgesehene Härteregelung hinaus rechtfertigen. 
Der Bericht soll auch darüber Aufschluß geben, 
inwieweit es möglich ist, Grundstücke, die an das 
Deutsche Reich, das ehemalige Land Preußen und 
das Unternehmen Reichsautobahnen übereignet 
worden sind, zurückzugeben, wenn diese Grund- 
stücke für den beim Erwerb vorgesehenen Zweck 
bisher nicht verwendet worden sind und auch in 
Zukunft nicht verwendet werden/ 1 

Diese Entschließung steht im Zusammenhang mit 
der Bestimmung des § 1 Abs. 3 AKG. Hiernach steht 
die Erlöschensklausel des § 1 Abs. 1 AKG „einer 
bundesgesetzlichen Regelung nicht entgegen, welche 
Gläubigern, deren Ansprüche nach diesem Gesetz 
nicht zu erfüllen oder nicht abzulösen sind, eine über 
den Rahmen dieses Gesetzes hinausgehende Ent- 
schädigung gewährt, soweit sich auf Grund der in 
Durchführung dieses Gesetzes gewonnenen Erfah- 
rungen eine solche weitergehende Entschädigung als 
notwendig erweisen sollte“. 

Die Entschließung des Bundestages geht also über 
die Bestimmung des § 1 Abs. 3 AKG hinaus. Der 
Bericht soll nicht nur darlegen, welchen Gläubigern, 
deren Ansprüche nach diesem Gesetz nicht zu er- 
füllen oder nicht abzulösen sind, eine über den 
Rahmen dieses Gesetzes hinausgehende Entschä- 
digung gewährt werden kann, sondern soll auch 
darüber Auskunft geben, ob und inwieweit sich die 
Möglichkeit oder Notwendigkeit ergeben hat, im 
Gesetz vorgesehene Leistungen zu erhöhen, und ob 

*) nach dem Stand Ende 1959 


Grundstücke von der öffentlichen Hand zurück - 
gegeben werden können. 

Im Hinblick darauf, daß der größte Teil aller An- 
meldungen von Ansprüchen, die unter den Zweiten 
Teil des AKG fallen, erst im Dezember 1958 ein- 
gegangen war, fehlte der Bundesregierung das not- 
wendige Material für die Vorlage des Erfahrungs- 
berichts bis zum 31. Dezember 1958. Aus diesem 
Grunde haben sich die Fraktionen des Deutschen 
Bundestages damit einverstanden erklärt, daß der 
Bericht erst zum Jahresende 1959 erstattet wird. 

Bevor auf die in der Entschließung aufgeworfenen 
Fragen im einzelnen eingegangen wird, erscheint 
es zweckmäßig, folgende Punkte zu behandeln, da 
diese für die Beurteilung der zu erörternden Fragen 
bedeutsam sind: 

1. Bereits ergangene Änderungsgesetze zum AKG 
(II.) 

2. Gesetzesanwendung (III.) 

3. Rechtsprechung zum AKG (IV.) 

4. Stand der Durchführung des AKG (V.) 

5. Im Zusammenhang mit dem AKG getroffene 
Maßnahmen (VI.) 


II. 

Änderungsgesetze zum AKG 

Nach Inkrafttreten des AKG sind folgende Bestim- 
mungen des Gesetzes geändert worden: 

1. Durch § 5 des Elften Änderungsgesetzes zum 
Lastenausgleichsgesetz vom 29. Juli 1959 (BGBL I 
S. 545) sind die Wohnsitzvoraussetzungen der 
§ 6 Abs. 1 Nr. 3, § 33 Abs. 2 Nr. 2 und § 72 
Abs. 3 Nr. 3 AKG zugunsten von Vertriebenen, 
Ausgesiedelten und deren Familienangehörigen 
erweitert worden. 

2. Durch § 15 des Gesetzes zur Einführung von 
Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 
(BGBl. I S. 313) ist § 110 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AKG 
aufgehoben worden. Hiermit besteht nunmehr 
auch die Möglichkeit, Versorgungsrenten- und 
Schadensersatzansprüche der in § 5 AKG ge- 
nannten Art zu erfüllen und Härteleistungen zu 
gewähren, wenn die Berechtigten ihren Wohn- 
sitz oder Aufenthalt am Stichtag im Saarland 
hatten. Ferner ist hierdurch im Saarland anstelle 
des saarländischen Ministeriums des Innern die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken zur Anmelde- 
stelle (§ 27 Abs. 1 AKG) bestimmt worden. 
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3. Durch das Erste ÄJiderungsgesetz zum Allgemei- 
nen Kriegsfolgengesetz vom 16. Dezember 1959 
(BGBl. I S. 721) ist § 39 des AKG geändert und 
die Verordnung zur Durchführung des § 39 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 2. Ja- j 
nuar 1958 (BGBl. I S. 7) aufgehoben worden. I 
Nach § 39 AKG neuer Fassung werden nunmehr j 
die Spitzenbeträge einschließlich der Zinsen bar j 
abgelöst und die Kleinbeträge, auch soweit sie 
schon zur Auszahlung gekommen sind, nachträg- 
lich verzinst. 


III. 

Gesetzesanwendung 

Bei der Durchführung des AKG hat sich die Bundes- j 
regierung von dem Gedanken leiten lassen, daß im 
Rahmen des gesetzlich Zulässigen Härten vermie- 
den werden müssen. Die nachgeordneten Dienststel- 
len sind daher angewiesen worden, die im AKG ge- 
gebenen Möglichkeiten, Ansprüche zu erfüllen, j 
nicht durch eine engherzige Auslegung der für die j 
Gläubiger günstigen Vorschriften oder durch eine ; 
Überspannung der Anforderungen in Beweisfragen j 
zu beschränken. Im Hinblick hierauf ist folgendes 1 
veranlaßt worden: 

A. Zum Zweiten Teil des AKG 

1. Nach den §§ 26, 28 AKG können Leistungen 
grundsätzlich nur verlangt werden, wenn die An- j 
Sprüche bei den Anmeldestellen bis zum 31. De- ; 
zember 1958 angemeldet worden sind. Nach Ab- , 
lauf dieser Frist konnte einem Antragsteller, der 
ohne sein Verschulden verhindert war, die An- 
meldefrist einzuhalten, auf seinen Antrag Nach- 
sicht gewährt werden. Um die Erfüllung der im 
Zweiten Teil geregelten Ansprüche nicht an dem 
Fristablauf scheitern zu lassen, sind die Ober- 
finanzdirektionen angewiesen worden, bei nach 
dem 31. Dezember 1958 eingehenden Anmeldun- 
gen die Voraussetzungen für eine Nachsichtge- 
währung ohne Antrag und Prüfung zu unterstel- 
len. Von dieser Maßnahme sind bisher rd. 35 000 
Anmeldungen betroffen worden. 

Die Öffentlichkeit ist zudem wiederholt durch 
die Presse und den Rundfunk auf die Möglich- 
keit der Anmeldung von Ansprüchen auf Grund 
des AKG und auf den Ablauf der Anmeldefrist 
am 31. Dezember 1959 hingewiesen worden. 

2. Bei Grundstückskaufverträgen, die nach § 7 AKG 
zu erfüllen sind, war man im Gesetzgebungsver- 
fahren davon ausgegangen, daß die Kaufpreis- 
ansprüche 10:1 umzustellen seien, wenn der Ver- 
käufer vor der Währungsumstellung bereits die 
Auflassung erklärt und die Eintragung bewilligt 
hatte.- Bei einer Überprüfung dieser Auffassung 
nach Erlaß des Gesetzes ist das Bundesfinanz- 
ministerium zu der Überzeugung gekommen, daß 
die Kaufpreisansprüche in Fällen dieser Art nach 
§ 18 Abs. 1 Nr. 2 des Umstellungsgesetzes im 
Verhältnis von 1 : 1 umzustellen sind, da die Ge- 
genleistung des Verkäufers noch nicht als be- | 
wirkt angesehen werden kann, wenn der Ein- j 
tragung im Grundbuch das Verfügungsverbot 


des Militärregierungsgesetzes Nr. 52 entgegen- 
stand. Die Oberfinanzdirektionen sind von die- 
ser Rechtsauffassung des Bundesfinanzministe- 
riums unterrichtet und angewiesen worden, die- 
ser Rechtsfrage ihre besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen und sie in jedem Einzelfall zu prü- 
fen. Dies hat in der weitaus größten Zahl der 
Fälle dazu geführt, daß im Rahmen des § 7 AKG 
die Grundstückskaufpreise im Verhältnis 1 : 1 
erfüllt worden sind und werden. 

3. Nach § 23 Satz 1, § 24 AKG kann der Eigentümer 
eines Grundstücks unter den Voraussetzungen 
dieser Vorschriften verlangen, daß der Bund das 
Grundstück käuflich erwirbt, Dieses Verlangen 
ist innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des 
AKG zu stellen. Da innerhalb dieser Frist die 
Entscheidungen der Oberfinanzdirektionen über 
die dem Grundstückseigentümer zustehenden 
Ansprüche und ihm gegebenenfalls obliegende 
Verpflichtungen vielfach nicht Vorlagen, war der 
Grundstückseigentümer häufig nicht in der Lage, 
vor Ablauf der Frist zu beurteilen, ob die Vor- 
aussetzungen für sein Ankaufsverlangen gege- 
ben waren. Die Oberfinanzdirektionen sind da- 
her angewiesen worden, bei der Anwendung 
der Bestimmungen der §§ 23 und 24 AKG davon 
auszugehen, daß die Jahresfrist erst mit der Ent- 
scheidung der Anmeldestelle beginnt. 

4. In einigen Fällen, in denen Grundstückseigen- 
tümer nach § 24 AKG den Ankauf der Grund- 
stücke vom Bund verlangen konnten, hat der 
Bund im Hinblick darauf, daß er hierdurch un- 
wirtschaftlichen Splitterbesitz erwerben würde, 
im Vergleichswege bis zu 90 v. H. der nach § 22 
Abs. 2 Nr. 1 AKG zulässigen Ankaufspreise ge- 
zahlt gegen den Verzicht des Anspruchsberech- 
tigten auf den Erwerb des Eigentums an diesen 
Grundstücken durch den Bund. 

5. Auf Grund des § 28 Abs. 1 AKG könnte man der 
Auffassung sein, daß die Frist für die Anmel- 
dung von Ansprüchen auf Beseitigung reichs- 
eigener Munition mit dem 31. Dezember 1959 ab- 
läuft. Da dies in den Fällen zu Unbilligkeiten 
führen würde, in denen diese Munition erst nach 
Ablauf dieser Frist aufgefunden wird, sind die 
Oberfinanzdirektionen angewiesen worden, bei 
der Anwendung des § 28 Abs. 1 AKG davon 
auszugehen, daß solche Ansprüche erst mit der 
Auffindung der Munition entstehen (§ 28 Abs. 1 
Nr. 1 AKG); die Anmeldefrist des § 28 AKG be- 
ginnt daher erst mit diesem Zeitpunkt. 

6. Die Oberfinanzdirektionen sind angewiesen 
worden, die Einrede der Verjährung nur nach 
eingehender Prüfung der Sach- und Rechtslage 
und nach sorgfältiger Prüfung der Frage zu er- 
heben, ob die Berufung auf die Verjährung im 
Hinblick auf die Verhältnisse des Einzelfalles 
nicht als eine unzulässige Rechtsausübung ange- 
sehen werden müsse. 

B. Zum Dritten Teil des AKG 

1. Nachdem sich im Laufe des Ablösungsverfahrens 
ergeben hatte, daß zahlreiche im Reichsschuld- 
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buch eingetragene Gläubiger von Einzelschuld- 
buchforderungen ihre Ansprüche nicht zur Ab- 
lösung angemeldet hatten, hat die Bundesschul- i 
denverwaltung diese Gläubiger von sich aus j 
über ihre Ablösungsrechte schriftlich unterrich- 
tet. In vielen Fällen war es hierzu notwendig, j 
durch langwierige Ermittlungen die neuen An- 
schriften dieser Gläubiger zunächst festzustellen. 

2. Die Bundesschuldenverwaltung hat ferner bei 
Versäumung der Anmeldefrist des § 46 AKG ge- 
mäß § 65 AKG von der Möglichkeit der Nach- 
sichtgewährung großzügig Gebrauch gemacht. 

C. Zum Vierten Teil des AKG 

Die Härteregelung der §§ 68 ff. AKG lehnt sich eng 
an die entsprechenden Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts an. Infolgedessen mußte die Durch- 
führung der Härteregelung auch mit den im Lasten- 
ausgleichsrecht hierzu entwickelten Grundsätzen in 
Übereinstimmung stehen. Demgemäß entsprechen 
auch die Verordnungen zur Härteregelung vom 

3. Januar 1958 (BGBl. I S. 9) und die vom Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamts am 21. Januar 1958 
erlassenen Durchführungsbestimmungen zum Vier- 
ten Teil des AKG weitgehend den zur Durchführung 
des Lastenausgleichsrechts ergangenen Regelungen. 
Nach § 80 Abs. 1 AKG können Anträge auf Härte- 
beihilfen grundsätzlich nur bis zum 31. Dezember j 
1959 gestellt werden. Diese Frist erscheint in man- 
chen Fällen, namentlich im Hinblick auf das Saar- 
land, für das die Härteregelung erst mit Wirkung j 
vom 5. Juli 1959 eingeführt worden ist (vgl. II. 2.), ! 
zu kurz. Die Härten, welche sich daraus ergeben 
können, sollen durch großzügige Handhabung der 
Nachsichtklausel des § 80 Abs. 2 AKG gemildert 
werden. 

D. Zum Fünften Teil des AKG 

1. Zur Durchführung der wirtschaftsfördernden 
Maßnahmen hat der Bundesminister für Wirt- 
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und im Benehmen mit den sonsti- 
gen zuständigen Bundesministerien am 9. Mai 
1958 Richtlinien erlassen (BAnz. Nr. 92 S. 1). Der 
in den Richtlinien für die Darlehen vorgesehene 
Zinssatz ist inzwischen für die Vorhaben in Ber- 
lin durch die Ergänzungsrichtlinien vom 3. Feb- 
ruar 1959 (BAnz. Nr. 29 S. 1) auf 4 v. H. herab- 
gesetzt worden. 

2. Die in den Richtlinien vorgesehene Teilung des 
Verfahrens in die verwaltungsmäßige Prüfung 
der allgemeinen Voraussetzungen für die Be- 
rechtigung zur Antragstellung und in die kredit- 
mäßige Prüfung hat sich bewährt. Den Banken 
werden nur solche Darlehnsanträge zur kredit- 
mäßigen Bearbeitung zugeleitet, bei denen nach 
Stellungnahme der Landeswirtschaftsverwaltun- 
gen vom Bundeswirtschaftsministerium festge- j 
stellt wurde, daß die allgemeinen Voraussetzun- | 
gen nach Maßgabe der Richtlinien gegeben sind, j 

3. § 85 AKG setzt voraus, daß der Antragsteller in ; 
seiner wirtschaftlichen Entwicklung noch erheb- 


lich behindert, ist. Die Richtlinien haben noch 
keine Merkmale für die Feststellung einer der- 
artigen Behinderung aufgestellt; sie mußten erst 
bei der Bearbeitung der Anträge gefunden wer- 
den. Dabei wurden die Ausführungen des Ver- 
treters des Bundeswirtschaftsministeriums in der 
Sitzung des Bundestagsausschusses für Geld und 
Kredit am 28. März 1957 in München zugrunde 
gelegt. Eine erhebliche Behinderung im Sinne 
des § 85 AKG wurde deshalb dann angenommen, 
wenn und soweit die Wettbewerbsfähigkeit des 
Antragstellers noch nicht wiederhergestellt oder 
noch ernstlich gefährdet war und der Antrag- 
steller das Wiederaufbau- oder Ausbauvorhaben 
weder ganz noch teilweise auf anderem Wege 
finanzieren konnte. Dabei wurde insbesondere 
auf die Entwicklung der Umsätze, die Vermö- 
genslage, die Zahlungsbereitschaft und die Ren- 
tabilität des Unternehmens des Antragstellers 
Rücksicht genommen. 

4. Nach den allgemeinen Grundsätzen des Haus- 
haltsrechts des Bundes werden Darlehen nur bei 
voller Absicherung gewährt. Diesem Grundsatz 
entspricht Nr. 16 der Richtlinien des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft. Es hat sich aber gezeigt, daß 
viele Antragsteller gerade im Hinblick auf ihre 
erhebliche Behinderung in der wirtschaftlichen 
Entwicklung keine bankmäßig ausreichenden 
Sicherheiten zur Verfügung stellen können. In 
vielen Fällen sehen sich deshalb die beteiligten 
Kreditinstitute nicht einmal in der Lage, das von 
ihnen in der Regel verlangte Obligo in Höhe 
von mindestens 10 v. H. des Darlehnsbetrages zu 
übernehmen. Als Sicherheiten wurden weiter 
Landesbürgschaften in Betracht gezogen. Die 
Länder haben jedoch unter Berufung auf Artikel 
120 GG einstimmig beschlossen, Bürgschaften für 
Darlehen nach § 85 AKG nicht zu übernehmen. 

Nach den Erläuterungen zu Kap. A 60 04 Tit. 315 
des Bundeshaushalts 1959 dürfen die Darlehen 
nach § 85 AKG in Abweichung von den allge- 
mein geltenden Konditionen zu erleichterten Be- 
dingungen auch im Hinblick auf die Absicherung 
gewährt werden, sofern nur so der Kreditzweck 
erreicht werden kann. Von dieser Erleichterung 
wurde insbesondere Gebrauch gemacht, um Ge- 
schädigten zu helfen, die sich im Ausland noch 
nicht wieder eine wettbewerbsfähige Existenz 
haben schaffen können. Da mit der Gewährung 
von Darlehen für Vorhaben im Ausland ein be- 
sonderes Risiko verbunden ist und da es kaum 
möglich ist, die Prüfung der Anträge, die Über- 
wachung der Verwendung der Darlehnsmittel 
und der weiteren Abwicklung der Auslandsvor- 
haben sowie eine etwa notwendig werdende Bei- 
treibung in banküblicher Weise wahrzunehmen, 
sind für die Bearbeitung dieser Fälle besondere 
Grundsätze aufgestellt worden. Danach sollen 
zunächst gutachtliche Äußerungen der zuständi- 
gen deutschen Auslandsvertretung und gegebe- 
nenfalls ergänzende Stellungnahmen der zustän- 
digen deutsch-ausländischen Handelskammer 
oder ähnlicher Einrichtungen angefordert wer- 
den. 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1737 


Den im Inland Geschädigten sind vom Bund und 
von den Ländern im Zuge des Wiederaufbaues j 
der Wirtschaft nach der Währungsreform be- 
reits erhebliche Förderungen in Gestalt von Kre- 
diten, Bürgschaften und anderen Finanzierungs- 
hilfen zuteil geworden. Deshalb wurde bei in- 
ländischen Vorhaben ein strengerer Maßstab an- j 
gelegt als bei Vorhaben im Ausland. Die betei- ; 
ligten Kreditinstitute sind bei Inlandsvorhaben I 
nur dann bis zu 90 v. H. von der Haftung freige- ! 
stellt worden, wenn mindestens rechnerisch un- 
ter Zugrundelegung der Verkehrswerte eine fast j 
volle Sicherheit gestellt wurde. Im übrigen ist | 
in Zweifelsfällen die Förderungswürdigkeit des j 
Vorhabens entscheidend. 


5. Eine Zusatzversorgungseinrichtung hat gegen die 
Regelung des § 97 Satz 1 AKG Verfassungs- 
beschwerde erhoben mit der Begründung, daß 
die Nichtzuteilung von Ausgleichsforderungen 
gemäß § 24 des Umstellungsgesetzes verfassungs- 
widrig sei. 

Die Rechtsprechung der Zivil- und Verwaltungs- 
gerichtc hat bisher gezeigt, daß die Auslegung 
der Vorschriften des AKG durch die Gerichte 
im wesentlichen den Vorstellungen entspricht, 
von denen die am Gesetzgebungsverfahren be- 
teiligten Organe ausgegangen sind. Es besteht 
mithin keine Veranlassung, Vorschriften des 
AKG zur Klarstellung des Willens des Gesetz- 
gebers zu ändern oder zu ergänzen. 


IV. 

Rechtsprechung zum AKG 

Es sind 9 Verfassungsbeschwerden erhoben worden, 
und zwar wegen Verletzung der Bestimmungen des 
Grundgesetzes durch § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 2, §§ 30, 32 
Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 5, § 97 AKG und durch die 
Einfügung eines Artikels 135a in das Grundgesetz. 
Es ist bisher über keine dieser Verfassungsbeschwer- 
den eine Entscheidung ergangen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Verfas- 
sungsbeschwerden: 

1. Zwei Kreditinstitute halten die Regelung des 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 AKG insoweit für verfassungs- 
widrig, als hierdurch auch Ansprüche aus Kapi- 
talanlagen solcher Kreditinstitute von der Ab- 
lösung ausgeschlossen sind, die nach dem Um- 
stellungsrecht keine Ausgleichsforderung erhalten 
haben. Ferner hält ein Kreditinstitut für verfas- 
sungswidrig, daß Ansprüche aus unverzinslichen 
Schatzanweisungen und Schatzwechseln von der 
Ablösung ausgeschlossen worden sind. 

2. Drei Verfassungsbeschwerden sind von einer 
größeren Anzahl baltendeutscher und bessara- 
biendeutscher Umsiedler erhoben worden, die 
beantragen, die Verfassungswidrigkeit des Aus- 
schlusses ihrer angeblichen Ansprüche von der 
Erfüllung im AKG festzustellen. 

3. In der Verfassungsbeschwerde einer Firma wird 
beantragt, für verfassungswidrig zu erklären, daß 
Entschädigungsansprüche nach dem Reichslei- 
stungsgesetz von einer Erfüllung ausgeschlossen 
worden sind. 

4. In einer Beschwerde wird die Verfassungswidrig- 
keit des Klagestopps des § 3 Abs. 2 AKG geltend 
gemacht, durch den der Beschwerdeführer gehin- 
dert ist, Ansprüche, die ihm nach seiner Ansicht 
aus einem in Artikel 3 des 6. Teils des Uber- 
leitungsvertrages ausgesprochenen Verzicht der 
Bundesrepublik auf Ansprüche gegen Großbri- 
tannien und die Niederlande wegen Enteignung 
bestimmter Gegenstände erwachsen sind, geltend 
zu machen. Eine weitere Beschwerde, in der die 
Verfassungswidrigkeit des § 3 Abs. 2 AKG gel- 
tend gemacht wird, ist der Bundesregierung noch 
nicht zugestellt worden. 


V. 

Stand der Durchführung des AKG 

A. Stand der Bearbeitung der Anmeldungen 

1. Zum Zweiten Teil des AKG 

Aus der beigefügten Aufstellung (Anlage 1) geht 
hervor, daß bis zum 30. November 1959 etwa 44 v. Fl. 
der bei den Oberfinanzdirektionen zum Zweiten 
Teil des AKG eingegangenen Anmeldungen durch 
Erteilung von Bescheiden erledigt waren; bei der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post war der Prozentsatz der erledigten Anmeldun- 
gen wesentlich höher. In etwa 7 v. FI. der beschie- 
denen Fälle wurde anerkannt, daß die Ansprüche 
zu erfüllen sind, bei den übrigen Anmeldungen 
wurde festgestellt, daß nach dem AKG zu erfüllende 
Ansprüche nicht gegeben sind. Hiervon betraf eine 
größere Anzahl der Anmeldungen Schäden und 
Ansprüche, die überhaupt nicht unter das AKG 
fallen. Zu diesen Anmeldungen hat vielfach der 
Name des Gesetzes Anlaß gegeben, der zu der irri- 
gen Anschauung verleitet hat, das Gesetz regele 
schlechthin alle als Folge des Krieges entstandenen, 
noch nicht geregelten Schäden und Verluste. Aus 
der relativ geringen Anzahl gerichtlicher Verfah- 
ren — es waren am 30. November 1959 507 Ver- 
fahren anhängig — ist zu schließen, daß die An- 
meldestellen das AKG nicht engherzig ausgelegt 
und die Gläubiger zum größten Teil die Bescheide 
der Anmeldestellen des Bundes als der bestehenden 
Rechtslage entsprechend anerkannt haben. 

2. Zum Dritten Teil des AKG 

Nach Mitteilung der Bundesschuldenverwaltung sind 
die Sammelanmeldungen nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben a und b AKG (insgesamt 64 293 SammeT 
anmeldungen mit 838 156 Anmeldern) im wesent- 
lichen abgerechnet. Die Vorlage der EinzelanmeT 
dungen bei der Bundesschuldenverwaltung ist noch 
nicht abgeschlossen, da die Ausschlußfrist nach § 48 
AKG noch nicht festgesetzt ist. Von 168 498 vor- 
liegenden Einzelanmeldungen waren bis zum 16. No- 
vember 1959 7551 bearbeitet. 

3. Zum Vierten Teil des A K G 

Am 30. September 1959 lagen nach dem Bericht des 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 8665 An- 
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träge auf Gewährung einer Härtebeihilfe vor. Weit- 
aus die meisten dieser Fälle sind noch nicht erledigt, 
da die Anträge erst verhältnismäßig spät gestellt 
wurden. Im übrigen mußte bereits in sehr zahlrei- 
chen Fällen Ablehnung erfolgen. Dies hat ijn we- 
sentlichen folgende Gründe: Vielen Antragstellern 
werden bereits auf Grund anderer gesetzlicher Vor- 
schriften den Härtebeihilfen entsprechende Leistun- I 
gen gewährt. Häufig haben auch Personen Anträge | 
auf Grund von behaupteten Ansprüchen oder Repa- 
rationsschäden gestellt, obwohl deren Schäden nicht 
unter die nach dem Vierten Teil des AKG berück- 
sichtigungsfähigen Tatbestände fallen. Zahlreiche 
Darlehnsanträge mußten mangels persönlicher 
oder sachlicher Voraussetzungen oder mangels eines 
geeigneten Vorhabens abgelehnt werden. Der 
weitaus größte Teil der Anträge entfällt zudem auf 
ausländische Staatsangehörige sowie auf im Aus- 
land ansässige Staatenlose und konnte daher schon 
im Hinblick auf § 102 AKG nicht bearbeitet werden. 
Schließlich handelt es sich in zahlreichen Fällen um 
Anträge im Ausland lebender Deutscher, die sich 
auf Vertreibungsschäden berufen; diese sind jedoch 
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
im Lastenausgleichsgesetz abschließend geregelt. 

4. Zum Fünften Teil des AKG 

Bis zum 10. Dezember 1959 lagen dem Bundeswirt- 
schaftsministerium 124 Anträge auf Gewährung 
einer Kredithilfe vor, die bereits von der zustän- 
digen Landeswirtschaftsverwaltung vorgeprüft wa- 
ren. über Anträge mit einer Darlehnssumme von 
insgesamt 11,4 Millionen DM wurde bereits posi- i 
tiv entschieden. Weitere Anträge mit einer Dar- 
lehnssumme von rd. 23,7 Millionen DM wurden den 
Hauptleihinstituten zur kreditmäßigen Bearbeitung 
zugeleitet. Ein Teil der Anträge mußte abgelehnt 
werden, da die gesetzlichen Voraussetzungen für , 
eine Darlehnsgewährung nicht Vorlagen, insbeson- J 
dere weil die Antragsteller in ihrer wirtschaftlichen 1 
Entwicklung nicht mehr erheblich behindert sind, i 
Bei Anträgen mit einer Darlehnssumme von rd. 26 
Millionen DM war am 10. Dezember 1959 die Prü- 
fung noch nicht abgeschlossen. 

B. Haushaltsbelastung 

1. Zum. Zweiten Teil des AKG 

Die für die Durchführung des Zweiten Teils des ! 
AKG voraussichtlich benötigten Haushaltsmittel ! 
sind seinerzeit mangels jeglicher Unterlagen frei 1 
geschätzt und für die ersten vier Jahre der Durch- 
führung mit insgesamt rd. 170 Millionen DM ange- 
nommen worden. 

Vom 1. Januar 1958 bis zum 30. November 1959 
sind 14,4 Milionen DM aus dem Haushaltsansatz 1 
für das AKG ausgegeben worden. Diese geringe 
Höhe der bisherigen Ausgaben hat folgende Ursa- 
chen : 

a) Die Anmeldestellen haben zunächst über die- 
jenigen Anmeldungen entschieden, die offenbar 
nicht begründet waren, während die Entschei- 
dungen über rechtlich oder tatsächlich schwie- 
rige Anmeldungen (z. B. Grundstücksankäufe) 


häufig deshalb noch nicht erfolgen konnten, weil 
insoweit die rechtlichen Prüfungen oder die er- 
forderlichen tatsächlichen Feststellungen noch 
nicht abgeschlossen sind. 

b) Die Erfüllung der Ansprüche ausländischer 
Staatsangehöriger und im Ausland ansässiger 
Staatenloser und nach ausländischem Recht er- 
richteter juristischer Personen kann erst nach 
Abschluß von Pauschalabkommen, nach Ver- 
zicht des ausländischen Staates auf Abschluß 
eines solchen Abkommens oder nach dem 31. 
Dezember 1960 erfolgen. 

c) Die Ausgaben, die den Sondervermögen Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost durch die 
Erfüllung der Ansprüche entstanden sind, sind 
in dem Betrag von 14,4 Millionen DM nicht ent- 
halten. 

d) Erhebliche Ausgaben auf Grund von Bestimmun- 
gen des AKG mußten aus haushaltswirtschaft- 
lichen Gründen aus den für bestimmte Fachaus- 
gaben den einzelnen Ressorts zur Verfügung 
stehenden Mitteln geleistet werden (z. B. Grund- 
stückserwerb für Verwaltungszwecke der Bun- 
desautobahnverwaltung, der Bundeswasserstra- 
ßenverwaltung und der Verteidigungsverwal- 
tung). 

e) Die Ausgaben der Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände aus der Durchführung des AKG 
sind in dem Betrag von 14,4 Millionen DM nicht 
enthalten und im übrigen auch nicht bekannt. 

f) Die persönlichen und sächlichen Ausgaben, die 
aus der Durchführung des AKG bei Bundes- 
dienststellen aus der Bearbeitung der Anmel- 
dungen entstehen, sind in diesem Betrag eben- 
falls nicht eingeschlossen. 

Die Gesamtausgaben des Bundes für die Durch- 
führung des Zweiten Teils des AKG werden ohne 
die unter b) bis f) bezeichneten Ausgaben voraus- 
sichtlich einen Betrag von annähernd 100 Millionen 
DM erreichen. 

2. Zum Dritten Teil des AKG 

Bei den Beratungen des AKG war man davon aus- 
gegangen, daß die nach dem Dritten Teil des Ge- 
setzes ablösbaren Kapitalanlagen 18 Milliarden RM 
betragen würden. Nach den Angaben der Bundes- 
schuldenverwaltung sind bisher Reichsmarkforde- 
rungen aus Kapitalanlagen in Höhe von rd. 17 Mil- 
liarden RM angemeldet worden. Dieser Betrag 
dürfte sich noch erhöhen, da die Ausschlußfrist für 
die Vorlegung der Anmeldungen bei der Prüfstelle 
(§ 48 AKG) von der Bundesschuldenverwaltung 
noch nicht festgesetzt worden ist. In Übereinstim- 
mung mit den Banken soll die Frist Anfang 1960 
bestimmt werden, so daß mit der Vorlegung von 
Anmeldungen noch bis zum Sommer 1960 gerechnet 
werden muß. Der endgültige Gesamtbetrag der An- 
meldungen wird voraussichtlich den von der Bun- 
desregierung geschätzten Betrag von 18 Milliarden 
RM erreichen. Die für diesen Teil des Gesetzes ins- 
gesamt entstehenden Haushaltsbelastungen werden 
also annähernd den Schätzungen entsprechen. 
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Nach den vor Erlaß des AKG angestelltein Schät- 1 
zungen über die Höhe der Alt Sparerentschädigung , 
wurde der Anteil des Altbesitzes an den abzulösen- 
den Kapitalanlagen (18 Milliarden RM) mit 30 v. H. 

= 6 Milliarden RM angenommen. Soweit sich bis- 
her übersehen läßt, muß aber möglicherweise damit j 
gerechnet werden, daß 40 v. H. der abzulösenden i 
Kapitalanlagen Altbesitz im Sinne der Altsparer- 
regelung sind. Geht man davon aus, daß von den 
bisher zur Ablösung angemeldeten Ansprüchen aus 
Kapitalanlagen in Höhe von 17 Milliarden Reichs- 
mark ein Betrag von etwa 16 Milliarden Reichs- 
mark abzulösen ist, so ergibt sich hieraus eine Alt- 
sparerentschädigung für 40 v. H. von 16 Milliarden 
= 6,4 Milliarden Reichsmark Altbesitz. Die für die 
Altsparerentschädigung insgesamt entstehenden Ko- j 
sten werden mithin voraussichtlich den Schätzungen 
entsprechen. | 

Die Gesamtausgaben für die Ablösung und die Alt- ; 
Sparerentschädigung werden sich, wenn man von 
einer Ablösungsschuld in Höhe von nur 1,6 Milliar- 
den DM ausgeht, belaufen auf: 

in Millionen DM 


Tilgung der Ablösungsschuld 1 600,0 

Verzinsung der Ablösungsschuld .... 1 250,0 

Gebühren 0,9 

Tilgung der Altsparerentschädigung . . . 600,0 

Verzinsung der Altsparerentschädigung . . 410,0 

Gebühren 0,7 


3 861,6 

3. Zum Vierten Teil des AKG 

Die Ist- Ausgaben für die Durchführung des Vierten 
Teils des AKG betragen bis zum 30. November 1959 
rd. 240 000 DM, Insoweit wird auf die Ausführungen 
unter V. A. 3. verwiesen. 

4. Zum Fünften Teil des AKG 

Die Ist-Ausgaben für die Durchführung des Fünften 
Teils des AKG betragen bis zum 30. November 1959 
rd. 6 Millionen DM (vgl V. A. 4.). 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die sich ins- 
gesamt aus der Durchführung des Zweiten Teils er- 
gebenden Ausgaben in geringem Umfange hinter 
den seinerzeitigen Schätzungen Zurückbleiben wer- 
den, während die endgültigen Ausgaben für die 
Durchführung des Dritten Teils des AKG und für 
die Altsparerentschädigung ungefähr den seinerzei- 
tigen Schätzungen entsprechen. Dagegen erreichen 
die Ausgaben für den Vierten und Fünften Teil des 
AKG bisher die seinerzeit geschätzten Beträge nicht. 


VI. 

Maßnahmen im Zusammenhang mit dem AKG 

Bereits vor Inkrafttreten des AKG sind gewisse 
Maßnahmen durchgeführt worden, durch die Leistun- 
gen auf Ansprüche gegen die Rechtsträger des § 1 
Abs. 1 AKG gewährt wurden, die andernfalls auf 
Grund der Vorschriften des AKG zu erbringen ge- 
wesen wären: 
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1. Vorabregelung von Rechtsverhältnissen aus den 
vom Reich vorgenommenen, nicht abgewickel- 
ten Grundstücksinanspruchnahmen für öffent- 
liche Zwecke, 

2. Übernahme von Reichsverbindlichkeiten im Rah- 
men des § 8 des Zweiten Überleitungsgesetzes 
vom 1. April 1950, 

3. Erstattung von Entmunitionierungskosten auf 
Grund des § 6 des Ersten Uberleitungsgesetzes 
an die Länder. 

Zu 1. 

Auf Grund der Richtlinien für die Vorabregelung 
von Rechtsverhältnissen aus den vom Reich vorge- 
nommenen, nicht abgewickelten Grundstücks Inan- 
spruchnahmen für öffentliche Zwecke vom 14. 
August 1953 hat der Bund in der Zeit vom August 
1953 bis zum Inkrafttreten des AKG Grundstücke, 
die vom Reich in Anspruch genommen worden wa- 
ren und für öffentliche Zwecke nicht mehr be- 
nötigt wurden, zurückgegeben und für die Zeit vom 

21. Juni 1948 bis zur Rückgabe der Grundstücke 
Nutzungsentschädigungen gezahlt. Vom Reich in An- 
spruch genommene Grundstücke, die vom Bund be- 
nötigt wurden, wurden käuflich erworben; bis zum 
Zeitpunkt des Erwerbs sind Nutzungsentschädigun- 
gen gezahlt worden. 

In den Fällen, in denen der Grundstückseigentümer 
ein Grundstück wegen dessen Umgestaltung nicht 
mehr nutzen konnte und daher dessen Rücknahme 
verweigerte, ist das Grundstück ebenfalls zum Zeit- 
wert angekauft worden. 

Durch diese Maßnahmen ist die Regelung der §§ 11, 

22, 23 AKG zum Teil vorweggenommen worden. Die 
hierfür verausgabten Beträge belaufen sich — ohne 
die im Bereich der Postverwaltung und der Ver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn entstandenen 
erheblichen Ausgaben — auf bisher über 45 Mil- 
lionen DM. 

Zu 2. 

Auf Grund von § 8 des Zweiten Überleitungsgeset- 
zes hat der Bund die Erfüllung der Verbindlichkei- 
ten des Reiches aus Anlaß von Personenschäden, die 
durch Angehörige der Wehrmacht oder gleichgestell- 
ter Organisationen verursacht worden sind, für die 
Zeit nach dem 1. April 1950 übernommen. Hierdurch 
ist die Regelung des § 5 AKG teilweise vorwegge- 
nommen worden. Die hierdurch bis zum Inkrafttre- 
ten des AKG entstandenen Ausgaben belaufen sich 
auf rd. 4,3 Millionen DM. 

Zu 3. 

I 

' Auf Grund des § 6 Abs, 1 Nr. 2 des Ersten Uber- 
I leitungsgesetzes hat der Bund die Kosten, die den 
Ländern durch die auf Anordnung der Besatzungs- 
mächte durchgeführte Entmunitionierung in der Zeit 
vom 1. April 1950 bis 31. März 1956 entstanden sind, 
übernommen. Auf Grund dieser Regelung sind den 
Ländern Kosten in Höhe von 97,7 Millionen DM er- 
stattet worden. In diesem Betrag sind die Kosten für 
die Beseitigung von deutscher und von auslän- 
discher Munition enthalten. Nach dem AKG ist der 
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Bund den Ländern nur zur Erstattung der Kosten 
verpflichtet, die diese für die Beseitigung deutscher 
Munition auf nicht bundeseigenen Liegenschaften 
nach dem 23. Mai 1949 getragen haben. Nach den 
Erfahrungen des Landes Nordrhein-Westfalen be- 
trägt der Anteil der für die Beseitigung deutscher 
Munition entstandenen Kosten an den Gesamtauf- 
wendungen für die Beseitigung deutscher und aus- 
ländischer Munition etwa 75 v. H. 

Mithin kann der auf die Beseitigung deutscher Muni- 
tion entfallende Betrag auf etwa 73,3 Millionen DM 
geschätzt werden, der anderenfalls nach dem AKG 
hätte gezahlt werden müssen. 

Außerdem hat der Bund zur Beseitigung von West- 
wallanlagen, die die Bewirtschaftung von landwirt- 
schaftlichen Grundstücken behinderten, und zur 
Zahlung von Entschädigungen in wirtschaftlich ver- 
tretbaren Fällen in den Haushaltsjahren 1957 bis 
1959 (31. Oktober 1959) insgesamt rd. 11 Millionen 
DM gezahlt. Auch diese Ausgaben stehen in einem 
Zusammenhang mit dem AKG. 

Aus vorstehenden Ausführungen geht hervor, daß 
der Bund für die Erfüllung von Ansprüchen der im 
Zweiten Teil des AKG geregelten Art nicht nur den 
unter V. B. 1. genannten Betrag von 14,4 Millionen 
DM, sondern darüber hinaus einen weiteren Betrag 
von bisher rd. 135 Millionen DM aufgewendet hat. 


VII. 

Stellungnahme der Bundesregierung zu der 
Entschließung des Deutschen Bundestages 

Hinsichtlich des Zweiten Teils des AKG beruht der 
Bericht auf den Erfahrungen, die bei den Bundes- 
ressorts und bei den Anmeldestellen (Oberfinanz- 
direktionen, Bundesbahndiirektionen, Oberpostdirek- 
tionen) bei der Durchführung dieses Gesetzes ge- 
macht worden sind. Diese ermöglichen erstmals 
einen gewissen Überblick über alle Gruppen von 
Ansprüchen, die für die Überprüfung der Regelung 
im AKG von Bedeutung sind. 

Hinsichtlich des Dritten Teils des AKG stützt sich 
der Bericht auf die Erfahrungen der Bundes schul- 
denverwaltung, hinsichtlich des Vierten Teils auf 
die Erfahrungen des Bundesfinanzministeriums, des 
Bundesausgleichsamts und der Ausgleichsbehörden 
der Länder und hinsichtlich des Fünften Teils des 
AKG auf die Erfahrungen der zuständigen Bundes- 
ressorts. 

A. Allgemeines 

Nach der Entschließung des Deutschen Bundestages 
soll der Bericht darlegen, 

1. ob und inwieweit sich im Rahmen der Durch- 
führung des Gesetzes die Möglichkeit oder Not- 
wendigkeit ergeben hat, im Gesetz vorgesehene 
Leistungen — namentlich auch in bezug auf 
Grundstückskaufpreise und Grundstücksenteig- 
nungsentschädigungen — zu erhöhen — Lei- 
stungserhöhungen ; 

2. ob und inwieweit sich bei einigen Gruppen von 
Ansprüchen, die nach dem Gesetz nicht erfüllt 


werden, noch sachliche Unterscheidungsmerk- 
male ergeben haben, welche die Gewährung von 
Leistungen über die im Gesetz vorgesehene Här- 
teregelung hinaus rechtfertigen — Gewährung 
j von Leistungen; 

3. inwieweit es möglich ist, Grundstücke, die an 
das Deutsche Reich, das ehemalige Land Preußen 
und das Unternehmen Reichsautobahnen über- 
eignet worden sind, zurückzugeben, wenn diese 
Grundstücke für den beim Erwerb vorgesehenen 
Zweck bisher nicht verwendet worden sind und 
auch in Zukunft nicht verwendet werden — 
Rückgabe von Grundstücken. 

' Der Bericht der Bundesregierung zu den Punkten 
: 1 und 2 soll sich nach dem Wortlaut und der Ent- 
| stehungsgeschichte der Entschließung nicht sch lech t- 
| hin mit der Gesamtregelung des AKG auseinander- 
setzen. Vielmehr soll sich der Bericht nur mit sol- 
chen Ansprüchen befassen, die dem Gesetzgeber 
bei dem Erlaß des Gesetzes unbekannt waren und 
deren Einbeziehung in die Erfüllung oder Ablösung 
daher nicht geprüft worden ist. 

Der Gesetzgeber hat sich nämlich eine Prüfung nur 
deshalb Vorbehalten, weil er mangels eines Geset- 
zes über die Feststellung von Ansprüchen gegen 
die Rechtsträger des § 1 Abs. 1 AKG bei Erlaß des 
Gesetzes keinen vollständigen Überblick über die 
unter das AKG fallenden Anspruchsgruppen hatte 
und deshalb befürchtete, daß nach § 1 Abs. 1 AKG 
auch solche ihm nicht bekannte Ansprüche erlöschen 
könnten, deren Erfüllung oder Ablösung er aber bei 
einer Prüfung vorgesehen hätte. 

Zum anderen soll sich der Bericht auf solche An- 
sprüche erstrecken, die zwar im Gesetzgebungsver- 
fahren bereits bekannt waren, für deren Regelung 
sich aber neue Gesichtspunkte ergeben haben. 

! B. Stellungnahme zu der Entschließung des 
Deutschen Bundestages 

| Zu Punkt A 1 und 2 

| Die Überprüfung des AKG unter den oben darge- 
! stellten Gesichtspunkten durch alle für die Durch - 
| führung des Gesetzes zuständigen Stellen auf Grund 
! der Anmeldungen und der an die Bundesregierung 
; herangetragenen Anregungen hat ergeben, daß 
i keine Anspruchsgruppe bekanntgeworden ist, die 
I nicht schon im Gesetzgebungsverfahren behandelt 
| worden ist, und daß sich auch keine Gesichtspunkte 
j ergeben haben, die es erfordern, daß bekannte An* 
| spruchsgruppen anders als im Gesetz vorgesehen 
geregelt werden. Die Anmeldungen und Anregun- 
; gen betreffen vielmehr ausschließlich Anspruchs- 
gruppen, die im Gesetzgebungsverfahren eingehend 
und abschließend geprüft worden sind. Auch haben 
| sich keine neuen Gesichtspunkte herausgestellt, die 
: für eine Einbeziehung in die Erfüllung oder Ab- 
! lösung oder die für eine Erhöhung der schon im 
Gesetz vorgesehenen Leistungen sprechen könnten. 

i Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
| kein Anlaß besteht, die im Gesetz vorgesehenen 
^Leistungen zu erhöhen (Punkt 1 : Leistungs erhöhun- 
, gen) oder Leistungen zu gewähren, die bisher im 
: Gesetz nicht vorgesehen sind (Punkt 2: Gewährung 
, von Leistungen). 


8 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1737 


Zu Punkt A 3 j 

Dieser Teil der Entschließung steht im Zusammen- 
hang mit der Erklärung, die der Bundesfinanzmini- 
ster in der 224. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 5, Juli 1957 abgegeben hat. Dementsprechend 
hat sich die Bundesregierung bereit gefunden, 
Grundstücke zurückzugeben, wenn diese für den 
beim Erwerb vorgesehenen Zweck nicht verwandt 
worden sind und auch in Zukunft nicht benötigt 
werden. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß Fälle dieser Art 
offenbar nicht zahlreich sind. In einer Reihe von 
Fällen sind solche Grundstücke schon zurückübereig- 
net worden. Zum Teil wird über die Rückgabe noch 
verhandelt. Im übrigen konnte jedoch nicht festge- 
stellt werden, daß Grundstücke seinerzeit unter 
dem tatsächlichen Verkehrswert angekauft worden 
sind. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin ihr 
Augenmerk darauf richten, daß nicht benötigte 
Grundstücke in möglichst weitgehendem Umfang 
zurück gegeben werden. 

C. Überblick über an die Bundesregierung heran- 
getragene Anregungen 

Die Bundesregierung hält es für angezeigt, die 
Anregungen, die an sie nach Abschluß des Gesetz- 
gebungsverfahrens herangetragen worden sind, in 
diesem Zusammenhang in einem Überblick darzu- 
stellen, obwohl diese sich nicht — wie bereits unter I 
B. ausgeführt — auf Fragen beziehen, die Gegen- ! 
stand der Entschließung sind. 

1. Zum Zweiten Teil des AKG 

a) Leistungserhöhungen 

Das Problem der Leistungserhöhungen könnte 
im Rahmen des Zweiten Teils des AKG in zwei 
Fällen von Bedeutung sein: 

aa) Schon im Gesetzgebungsverfahren ist die 
Frage der Umstellung der Grundstückskauf- 
preise und Grundstücksenteignungsentschä- 
digungen Gegenstand der Erörterungen ge- 
wesen. Es darf insoweit auf die ausführlichen 
Ausführungen des Bundestagsausschusses 
für Geld und Kredit im Schriftlichen Bericht 
— zu Drucksache 3529 der 2. Wahlperiode — 
zu § 10 verwiesen werden. 

Wie schon zu III. A. 2. ausgeführt worden 
ist, ist das Bundesfinanzministerium im Ge- 
gensatz zu der im Gesetzgebungsverfahren 
vertretenen Auffassung zu der Überzeugung 
gelangt, daß im Rahmen des § 7 AKG die 
Grundstückskaufpreise in der überwiegen- 
den Zahl der Fälle im Verhältnis 1 : 1 um- 
zustellen sind. Darüber hinaus ist eine vom I 
Umstellungsrecht abweichende günstigere 
Umstellung nicht möglich. Eine solche Besser- 
stellung könnte durch das AKG nicht erfol- 
gen, da dieses Gesetz sich nur mit der Frage 
befaßt, ob nach allgemeinem Recht begrün- 
dete Ansprüche erfüllt werden oder erlö- 
schen. Eine Änderung des Umstellungsver- 


hältnisses könnte hingegen nur durch eine 
Änderung des Umstellungsgesetzes erfolgen. 
Das ist aber aus währungspolitischen Grün- 
den unmöglich. 

bb) Ebenfalls ist im Gesetzgebungsverfahren 
schon die Frage erörtert worden, ob die in 
§ 19 Abs. 2 AKG geregelten Ansprüche und 
die Schadensersatzansprüche, die gemäß § 7 
Abs. 3 und § 19 Abs. 1 AKG von der Er- 
füllung ausgeschlossen sind, eine günstigere 
Regelung erfahren und ob die Schäden durch 
Wertminderungen bei der Bemessung der 
Nutzungsentschädigung nach § 11 AKG und 
bei der Festsetzung der Enteignungsentschä- 
digung nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 AKG 
außer Betracht bleiben können. 

Unter § 19 Abs. 2 AKG fallen sowohl Ansprü- 
che aus § 1004 BGB als auch Schadensersatz- 
ansprüche und Ansprüche aus enteignungs- 
gleichen Eingriffen, soweit diese sich gegen 
die Rechtsträger des § 1 Abs. 1 AKG richten 
oder durch § 2 Nr. 1 oder Nr. 3 AKG in die 
Regelung des AKG einbezogen sind. Im Hin- 
blick darauf, daß es sich auch bei dem Beseiti- 
gungsanspruch des § 1004 BGB wirtschaftlich 
gesehen um einen Schadensersatzanspruch 
handelt und daß nach dem AKG Schadens- 
ersatzansprüche grundsätzlich nicht erfüllt 
werden, steht die Bundesregierung auf dem 
Standpunkt, daß die in § 19 Abs. 2 AKG 
vorgesehene Beschränkung der Erfüllung 
eines Beseitigungsanspruchs nicht allgemein 
aufgegeben werden kann. 

Es könnte allenfalls nochmals die Frage auf- 
gegriffen werden, ob etwa unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß nach § 9 Abs. 1 AKG An- 
sprüche aus Enteignungen von Grundstücken 
zu erfüllen sind, eine Erfüllung der in § 19 
Abs. 2 AKG bezeichneten Beseitigungs- 
ansprüche dann vorgesehen werden kann, 
wenn die Beeinträchtigung des Grundstücks 
in ihrer Wirkung einer vollen Enteignung 
gleichkommt. Eine solche Regelung würde aber 
zu Unbilligkeiten gegenüber Grundstücks- 
eigentümern führen, deren Grundstücks- 
eigentum, wenn auch noch erheblich, so doch 
nicht in vollem Umfang beeinträchtigt wird. 
Die Einbeziehung auch dieser Ansprüche 
würde zwingend zu einer uneingeschränkten 
Erfülllung aller in § 19 Abs. 2 AKG geregel- 
ten Ansprüche führen, was aber aus den 
oben angeführten Gründen rechtlich nicht 
möglich ist. 

Aus dem Gedanken heraus, daß das AKG 
grundsätzlich alle Schadensersatzansprüche 
aus der Zeit vor dem Zusammenbruch mit 
Ausnahme der Fälle des § 5 AKG erlöschen 
läßt, ist es auch nicht möglich, die Schadens- 
ersatzansprüche der in § 7 Abs. 3 und § 19 
Abs. 1 AKG bezeichneten Art in die Erfül- 
lung einzubeziehen, ohne gegen den Gleich- 
heitssatz des Artikels 3 GG zu verstoßen. Um 
so weniger können daher Schäden aus Wert- 
minderungen aus der Zeit vor dem Zusam- 
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menbruch bei der Festsetzung der Nutzungs- 
entschädigung (§ 1 1 AKG) oder der Enteig- 
nungsentschädigung (§ 22 Abs. 2 Nr. 1 AKG) 
dadurch abgegolten werden, daß die Nut- 
zungsentschädigung oder die Enteignungs- 
entschädigung nach dem Zustand der Sache 
vor der Wertminderung durch einen Rechts- 
träger des § 1 Abs. 1 AKG bemessen wer- 
den, da aus den Wertminderungen vielfach 
nicht einmal ein Schadensersatzanspruch 
„ entstanden ist. 

b) Gewährung von Leistungen 

Es ist erneut angeregt worden, Leistungen auf 

Ansprüche die nach dem AKG nicht erfüllt wer- 
den, zu gewähren. Bedeutsam erscheinen inso- 
weit folgende Fälle: 

aa) Nach 1945 sind u. a. auf Grund der Recht- 
sprechung Ansprüche gegen die Deutsche 
Reichsbahn und die Deutsche Reichspost un- 
ter dem Gesichtspunkt der gebietsbezogenen 
Teilindentität insoweit erfüllt worden, als 
sie aus Lieferungen und Leistungen her- 
rührten, die dem Eisenbahn- oder Postver- 
vermögen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes zugute gekommen waren, und so- 
fern die Gläubiger ihren Wohnsitz in die- 
sem Gebiet hatten. Soweit diese Ansprüche 
bis zum Inkrafttreten des AKG noch nicht 
erfüllt waren, sind sie mit dem 1. Januar 
1958 erloschen. Es wird erneut verlangt, daß 
in Fortsetzung der früheren Handhabung die 
Ansprüche erfüllt werden. Da weder die 
Idendität noch die Gebietsbezogenheit für 
die Regelung derartiger Ansprüche im AKG 
als maßgeblich angesehen worden sind, kann 
dem Verlangen nicht gefolgt werden. Es 
kann auch kein Unterschied zwischen der 
Regelung der Verbindlichkeiten des Reichs 
und seiner Sondervermögen gemacht wer- 
den, da die Sondervermögen mit dem son- 
stigen Reichsvermögen wirtschaftlich so eng 
verbunden waren, daß mit dem Zusammen- 
bruch ihre Leistungsfähigkeit genau so wie 
die Leistungsfähigkeit des sonstigen Reichs- 
vermögens als völlig zerrüttet angesehen 
werden mußte. Diese Frage ist in der Sit- 
zung des Bundestagsausschusses für Geld und 
Kredit am 29. März 1957 und im Schrift- 
lichen Bericht dieses Ausschusses — zu 
Drucksache 3529 der 2. Wahlperiode — (zu 
§ 1 des Entwurfs) abschließend behandelt 
worden. 

bb) Ferner haben erneut die Evangelische und 
die Katholische Kirche in Deutschland die 
Einbeziehung ihrer Ansprüche gegen das 
Deutsche Reich aus der Beschlagnahme von 
Kirchenglocken in die Erfüllung gefordert. 
Dies wurde zuletzt auch damit begründet, 
daß die Beschlagnahme der Kirchenglocken 
während des letzten Krieges in erster Linie 
auf die kirchenfeindliche Politik des natio- 
nalsozialistischen Regimes und nicht auf rü- 
stungswirtschaftliche Gesichtspunkte zurück- 
zuführen sei. 


Auch diese Frage ist bereits im Gesetzge- 
bungsverfahren eingehend geprüft worden. 
Hierzu ist festzustellen, daß die Ansprüche 
aus diesen Beschlagnahmen sich nur hin- 
sichtlich der Person ihrer Rechtsträger von 
den übrigen unter das AKG fallenden An- 
sprüchen unterscheiden, daß aber die An- 
sprüche selbst ihrem sachlichen Inhalt nach 
gegenüber dem größten Teil der sonstigen 
Schadensersatzansprüche, die nach dem AKG 
erlöschen, nicht wesensverschieden sind. 
Auch aus Artikel 138 Abs. 2 der Weimarer 
Verfassung, der gemäß Artikel 140 GG Be- 
standteil des Grundgesetzes ist, ergibt sich 
für das Kirchengut keine über den Artikel 
14 GG hinausgehende Eigentumsgarantie. 
Soweit aber Artikel 138 Abs. 2 der Weima- 
rer Verfassung neben dem Schutz des Eigen- 
tums noch den Schutz der öffentlichen Funk- 
tion des Kirchenguts beinhalten sollte, wür- 
de dieser Schutz dort seine Grenze finden, 
wo das Kirchengut aus einem Notstand 
heraus für Rüstungszwecke weggenommen 
wird. 

Eine Sonderbehandlung dieser Ansprüche im 
AKG würde unter diesen Umständen 
zwangsläufig Berufungen anderer Gläubi- 
ger nach sich ziehen. 

Soweit die Beschlagnahme von Kirchenglok- 
ken in erster Linie auf die kirchenfeindliche 
Politik des nationalsozialistischen Regimes 
zurückzuführen sein sollte, fiele der sich 
hieraus ergebende Anspruch unter die Rück- 
erstattungsgesetze des Bundes oder der Be- 
satzungsmächte. Sehen diese aber eine Rück- 
gabe oder Entschädigung nicht vor, so ist es 
eine Frage der Ergänzung dieser Rück- 
erstattungsgesetze, nicht aber des AKG, ob 
Schäden dieser Art in eine gesetzliche Rege- 
lung einbezogen werden sollen. 

c) Zusammenfassung 

Die Regelung der unter den Zweiten Teil des 
AKG fallenden Ansprüche geht nicht von einer 
quotalen Erfüllung aller Ansprüche, sondern nur 
von der Erfüllung einiger besonders qualifizier- 
ter Anspruchsgruppen aus. Die Richtigkeit der 
Erwägungen, die für eine solche Gestaltung die- 
ses Teils des AKG ausschlaggebend waren, hat 
sich nach Auffassung der Bundesregierung bei 
seiner Durchführung bestätigt. Es ist mit Sicher- 
heit anzunehmen, daß die Zahl der Gläubiger 
von Ansprüchen, die im Zweiten Teil des AKG 
geregelt sind, mehrere Millionen betragen wird. 

Ferner haben sich bei der Prüfung der nach dem 
Zweiten Teil des AKG zu erfüllenden Ansprüche 
bereits in weitem Umfange Beweisschwierig- 
keiten für den Anspruchsgläubiger und die 
öffentliche Hand ergeben. Diese Schwierigkeiten 
hätten sich bei einer Einbeziehung aller An- 
sprüche in die Erfüllung mit großer Wahrschein- 
lichkeit noch derart gesteigert, daß zum weitaus 
größten Teil weder der Anspruchsgläubiger 
seinen Anspruch noch die öffentliche Hand eine 
bereits erfolgte Erfüllung hätten nachweisen 
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können. Anstelle einer quotalen Erfüllung dieser 
Ansprüche, die dazu geführt hätte, zum Zwecke 
der Gewährung einer äußerst geringen Quote 
ein überaus kostspieliges Verwaltungsverfahren 
dürchzuführen, ist daher mit Recht das AKG 
davon ausgegangen, von diesen Ansprüchen nur 
solche zu erfüllen, die besonders qualifiziert 
sind. Hierdurch ist Sichergestellt worden, daß mit 
einem Minimum an Verwaltungsaufwand ibei 
den vom Gesetzgeber als vordringlich angesehe- 
nen Anspruchsgruppen mit den verfügbaren 
Haushaltsmitteln der größte finanzielle Effekt 
erzielt wird. 

Die Bundesregierung ist bei Überprüfung der ihr 
zugegangenen Anregungen in ihrer Überzeugung 
bestärkt worden, daß Änderungen oder Ergän- 
zungen der im AKG getroffenen Regelung nicht 
möglich sind, ohne daß diese zu nicht vertret- 
baren Weiterungen führen müßten. Das ist die 
notwendige Folge der Tatsache, daß die Rege- 
lung des Zweiten Teils des AKG ein in sich ge- 
schlossenes System darstellt. Die Auswahl der zu 
erfüllenden Ansprüche beruht — in gewisser 
Hinsicht nach dem Vorbild der Konkursordnung 
— auf der grundsätzlichen Unterscheidung zwi- 
schen der Regelung für obligatorische und der- 
jenigen für dingliche Ansprüche. 

Hinsichtlich der obligatorischen Ansprüche unter- 
scheidet das AKG ferner zwischen solchen An- 
sprüchen aus deutscher Verwaltungstätigkeit, die 
vor dem 1. August 1945, und solchen, die danach 
begründet worden sind. Obligatorische Ansprüche 
dieser Art aus der Zeit vor dem 1. August 1945 j 
werden, abgesehen von den besonders qualifi- ■■ 
zierten Ansprüchen der §§ 5 bis 15 AKG, nicht 
erfüllt, während obligatorische Ansprüche aus 
der Zeit nach dem 31. Juli 1945 voll erfüllt 
werden. 

Andererseits werden dingliche Herausgabean- 
sprüche nach Maßgabe des § 19 Abs. 1 AKG voll, 
Ansprüche aus der Beeinträchtigung von ding- 
lichen Rechten infolge ihrer Verwandtschaft mit 
Schadensersatzansprüchen nach Maßgabe des § 19 
Abs. 2 AKG beschränkt und sonstige dingliche 
Ansprüche nach § 19 Abs. 3 AKG mit der Maß- 
gabe voll erfüllt, daß Ansprüche auf Zahlung von 
Geld nur für die Zeit nach dem 31. Juli 1945 zu 
erfüllen sind. 

Während diese unter sachgerechten systemati- 
schen Gesichtspunkten getroffene Auswahl von 
zu erfüllenden Ansprüchen nicht gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung (Artikel 3 GG) 
verstößt, würde die Einbeziehung weiterer An- 
sprüche oder die Erhöhung von im Gesetz vor- 
gesehenen Leistungen die Grenzen des Gleich- 
heitsgrundsatzes wohl überschreiten und damit 
den Weg frei machen für eine unübersehbare 
Ausweitung der Leistungspflicht des Bundes. 

Das wäre aber aus finanzpolitischen Erwägungen 
nicht tragbar. 

Der bereits im Gesetzgebungsverfahren ein- 
gehend erwogene Gedanke, auf Ansprüche, die 
erlöschen, Leistungen zu gewähren, wenn ihre 


Nichterfüllung eine objektive Härte darstellen 
würde, ist erneut geprüft worden. Hierbei hat 
sich bestätigt, daß derartige Tatbestände nicht 
hinreichend konkret abgrenzbar sind, weil die 
Frage, ob eine Rechtsfolge hart ist, nicht all- 
gemein, sondern vielmehr nur in bezug auf die 
Verhältnisse des Betroffenen beantwortet wer- 
den kann. Auch gegen die Einführung einer all- 
gemeinen Billigkeitsklausel bestehen nach wie 
vor erhebliche Bedenken, weil dies zu einer 
unterschiedlichen Behandlung der Ansprüche 
führen müßte, da die Entscheidung, die der Ge- 
setzgeber nicht allgemeinverbindlich zu treffen 
vermag, dann überwiegend von den subjektiven 
Billigkeitserwägungen der durchführenden Stel- 
len im Einzelfall abhängig wäre. Eine allgemeine 
Billigkeitsklausel hätte ferner zur Folge, daß der 
größte Teil der Anspruchsberechtigten, deren An- 
sprüche nicht erfüllt werden, nunmehr Anträge 
auf Leistungen im Billigkeitswege stellen würde. 
Grundlage für die Regelung der dem Zweiten 
Teil des AKG unterliegenden Ansprüche war 
aber vornehmlich auch die Erwägung, ein über- 
aus kostspieliges Verwaltungsverfahren für die 
Vielzahl der gegen das Deutsche Reich gerichte- 
ten Ansprüche zu vermeiden. Aus diesem Grunde 
verbietet es sich, neben der Härteregelung der 
§§68 ff. AKG eine allgemeine Billigkeitsklausel 
in das Gesetz aufzunehmen. 

2. Zum Dritten Teil des AKG 

a) Leistungserhöhungen 

Es ist vorgeschlagen worden, die Ablösungs- 
schuld auch für die Zeit vor dem 1. April 1955 
zu verzinsen. Diese Frage ist bereits im Gesetz- 
gebungsverfahren eingehend erörtert und im 
Sinne der getroffenen Regelung in der 59. Sit- 
zung des Bundestagsausschusses für Geld und 
Kredit am 17. Oktober 1956 abschließend behan- 
delt worden. 

Ferner ist angeregt worden, nunmehr gemäß 
§ 35 Abs. 5 AKG für die Ablösungsschuld Stücke 
auszugeben. Die Hinderungsgründe,, die im Ge- 
setzgebungsverfahren einer Regelung dieser 
Frage im AKG entgegenstanden, bestehen auch 
heute noch fort. Auch zur Zeit können noch 
keine endgültigen Angaben darüber gemacht 
werden, welche Höhe die Ablösungsschuld er- 
reicht, überdies ist noch nicht zu übersehen, ob 
tatsächlich ein dringendes praktisches Bedürfnis 
für die Ausgabe von Stücken besteht. Irgend- 
welche Unzuträglichkeiten haben sich nach An- 
sicht der Bundesschuldenverwaltung bisher aus 
der Stückelosigkeit der Ablösungsschuld nicht 
ergeben; die Auffassung der Banken und Ver- 
bände über diese Frage ist noch geteilt. Die Ent- 
scheidung über diese Frage kann daher nach 
Maßgabe des § 35 Abs. 5 AKG dem Bundes- 
finanzminister überlassen bleiben. 

b) Gewährung von Leistungen 

Hierzu liegen im wesentlichen folgende Anre- 
gungen vor: 
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aa) Einbeziehung der Kapitalanlagen der Geld- 
institute, die nach dem Umstellungsgesetz 
keine Ausgleichsforderungen erhalten ha- 
ben, in die Ablösung. Diese Frage ist ein- 
gehend in mehreren Sitzungen des Bundes- 
tagsausschusses für Geld und Kredit, im 
Bundestagsausschuß für Wirtschaftspolitik 
und im Haushaltsausschuß beraten und ab- 
schließend im Schriftlichen Bericht des Aus- 
schusses für Geld und Kredit — zu Druck- 
sache 3529 der 2. Wahlperiode — (Ausfüh- 
rungen zu IV. A. und zu § 27) behandelt 
worden. 

bb) Einbeziehung unverzinslicher Schatzanwei- 
sungen und Schatzwechsel in die Ablösung. 
Diese Frage ist insbesondere in der Sitzung 
des Bundestagsausschusses für Geld und 
Kredit am 17. Oktober 1956 und im Schrift- 
lichen Bericht dieses Ausschusses — zu 
Drucksache 3529 der 2. Wahlperiode — 
(Ausführungen zu IV. A. und zu § 25) ab- 
schließend behandelt worden. 

cc) Einbeziehung der Kapitalanlagen der Ge- 
meinden in die Ablösung. Diese Frage ist in 
der 38. Sitzung des Bundestagsausschusses 
für Geld und Kredit am 3. Februar 1956 be- 
raten worden. 

dd) Einbeziehung der Ansprüche aus Kassen- 
quittungen über geleistete Zahlungen für 
den Erwerb von Reichsanleihen in die Ab- 
lösung (steckengebliebene Zeichnungen). Es 
handelt sich hier um Ansprüche gegen die 
Geldinstitute und nicht um Ansprüche gegen 
die Rechtsträger des § 1 Abs. 1 AKG. Diese 
Frage war ebenfalls Gegenstand der Bera- 
tungen im Gesetzgebungsverfahren. 

ee) Einbeziehung der Jahresabschnitte der Li- 
quidationsschädenschuldbuchforderungen so- 
wie der Wiederaufbauzuschläge und der 
Jahresabschnitte der Polenschädenschuld- 
buchforderungen, die am 31. März und am 
15, April 1945 fällig geworden sind, die die 
Reichsschuldenverwaltung noch an die Wert- 
papiersammelbank gezahlt hat, die aber die 
Gläubiger infolge des Zusammenbruchs z. T. 
nicht mehr erhalten haben, in die Ablösung. 
Nach Auffassung der Bundesregierung sind 
die Ansprüche gegen das Reich in diesen 
Fällen durch die Zahlungen an die Wert- 
papiersammelbank erloschen, so daß sich 
eine Regelung im AKG erübrigte. 

ff) Einbeziehung reichsverbürgter Anleihever- 
bindlichkeiten in die Ablösung. Diese Frage 
ist in der 59., 61. und 70. Sitzung des Bun- 
destagsausschusses für Geld und Kredit am 
17. und 19. Oktober und 13. Dezember 1956 
abschließend behandelt worden. 

gg) Einbeziehung der Ansprüche aus Betriebs- 
anlage- und Warenbeschaffungsguthaben in 
die Ablösung Die Betriebsanlage- und die 
Warenbeschaffungsguthaben sind nicht als 


mittel- oder langfristige Kapitalanlagen im 
Sinne des AKG anzusehen. Der Gesetzgeber 
hat als Kennzeichen für Kapitalanlagen, die 
nach dem AKG abgelöst werden, den festen 
Zinsfuß, die Börsenfähigkeit und die Mün- 
delsicherheit dieser Anlagen angesehen. Die 
Betriebsanlage- und Warenbeschaffungsgut- 
haben waren aber während der Dauer des 
Krieges unverzinslich und damit auch nicht 
mündelsicher und im übrigen auch nicht bör- 
senfähig. Die steuerlichen Vorteile, die mit 
der Errichtung von Betriebsanlage- und Wa- 
renbeschaffungsguthaben verbunden waren, 
sollten sich erst in der Zeit nach dem Kriege 
auswirken. 

hh) Einbeziehung der Ansprüche aus Steuergut- 
scheinen in die Ablösung. Die Steuergut- 
scheine I und II können nicht als mittel- 
oder langfristige Kapitalanlagen im Sinne 
des AKG angesehen werden. 

Steuergutscheine I waren nicht verzinslich 
und damit auch nicht mündelsicher. Sie hat- 
ten vielmehr, ebenso wie die Steuergut- 
scheine II, ganz überwiegend den Charakter 
von Zahlungsmitteln. Sie mußten nämlich 
bei Lieferungen und Leistungen an die 
öffentliche Hand in Höhe von 40 v. H. des 
Entgelts von den gewerblichen Unterneh- 
men an Zahlungs Statt in Zahlung genom- 
men werden. Die Empfänger konnten ihrer- 
seits damit Reichssteuem bei den Finanz- 
und Zollkassen entrichten sowie sie zur Be- 
zahlung von Lieferungen und Leistungen 
gewerblicher Unternehmen in Höhe von 
40 v. H. verwenden. Die Steuergutscheine I 
dienten somit ihrem Typus nach nicht der 
Anlage, sondern — wie Zahlungsmittel — 
dem Umlauf. Man kann im übrigen von 
einer Kapitalanlage auch deshalb nicht spre- 
chen, weil der Erwerb von Steuergutscheinen 
anders als die Anlage von Kapital nicht frei- 
willig erfolgte. 

Soweit gewerbliche Unternehmen im Jahre 
1945 noch im Besitz von Steuer gutsch einen I 
waren, ist dies darauf zurückzuführen, daß 
mit diesen Gutscheinen steuerliche Vorteile 
bis zum Jahre 1944 verbunden waren. Diese 
bestanden in einer Bewertungsfreiheit für ab- 
nutzbare Wirtschaftsgüter des betrieblichen 
Anlagevermögens von gewerblichen Unter- 
nehmungen und kamen, wenn die Steuergut- 
scheine 10 Monate gehalten wurden, einer 
Verzinsung von bis zu 10 v. H. ihres Nenn- 
betrages gleich. Wurden die Steuergut- 
scheine länger als 10 Monate gehalten, so 
erhöhten sich diese steuerlichen Vorteile bis 
auf einen Betrag, der einer Verzinsung von 
I 7 V 2 v. H. (bei Unternehmungen der Aus- 
fuhrindustrie bis zu 22 V 2 v. H.) des Nenn- 
betrages der Steuergutscheine entsprach. 

Steuergutscheine II wurden nach Ablauf von 
drei Jahren bei der Entrichtung von Steuern 
mit einem Aufgeld von 12 v. H. in Zahlung 
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genommen, Sie waren mithin nicht verzins- 
lich, damit auch nicht mündelsicher und hat- 
ten ebenfalls überwiegend den Charakter 
von Zahlungsmitteln. Da nach Ablauf des 
36, Monats sich das Aufgeld auf die Steuer- 
gutscheine nicht weiter erhöhte, dürften die 
Steuergutscheine II im wesentlichen im 
Jahre 1942 in Zahlung gegeben worden sein, j 
so daß sich diese Steuergutscheine in grö- 
ßerem Umfange nicht mehr im Besitz ge- 
werblicher Unternehmen befinden dürften. 

ii) Einbeziehung der Ansprüche aus Kapital- 
anlagen aus dem Besitz der „Organisation 
der gewerblichen Wirtschaft" (OGW), die 
auf Grund des Gesetzes des Landes Berlin 
über die Auflösung der Organisation der 
gewerblichen Wirtschaft vom 20. Januar 
1956 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin S. 87) oder auf Grund des Hamburger 
Gesetzes mit gleicher Bezeichnung vom 
26. Februar 1959 (Hamburgisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt I S. 23) auf Nachfolge- I 
Organisationen übertragen worden sind, in 
die Ablösung: 

Die Nachfolgeorganisationen vertreten die 
Auffassung, daß die Ansprüche aus Kapital- 
anlagen schon auf Grund des § 33 Abs. 3 
AKG abgelöst werden könnten, da die Re- 
gelungen des Berliner und Hamburger Ge- 
setzes als Rechtsvorschriften im Sinne die- 
ser Vorschrift angesehen werden müßten. 
Die für die Entscheidung dieser Frage allein 
zuständige Bundesschuldenverwaltung neigt 
der Auffassung zu, daß sich nach der Ent- 
stehungsgeschichte und aus dem Zusammen- 
hang des § 32 Abs. 3 und des § 33 Abs. 3 AKG 
mit hinreichender Klarheit ergibt, daß als 
sonstige Rechtsvorschriften im Sinne dieser 
Bestimmungen nur die zur Durchführung 
der Kontrollratsdirektive Nr. 50 erlassenen 
Vorschriften anzusehen sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß zunächst abzuwarten ist, welche Ent- 
scheidungen die Bundesschuldenverwaltung 
und die ordentlichen Gerichte über die An- 
meldungen der Nachfolgeorganisationen zur 
Ablösung dieser Kapitalansprüche treffen. 
Sollte die Ablösung durch die Gerichte 
rechtskräftig abgelehnt werden, so wird zu 
prüfen sein, ob die Kapitalansprüche aus 
dem Besitz der OGW im Wege einer ge- 
setzlichen Änderung des § 33 Abs. 3 AKG 
in die Ablösung einzubeziehen sind. Eine 
solche Einbeziehung hatte allerdings zur 
Voraussetzung, daß die Regelungen des 
Berliner und Hamburger Gesetzes rück- 
erstattungsrechtlicher Natur sind. Diese 
Frage wird zur Zeit geprüft. 

In die Ablösung könnte jedenfalls der An- 
leihebesitz der Nachfolgeorganisationen der 
OGW nur in dem gleichen Umfange einbe- 
zogen werden, in dem der Anleihebesitz 
der Organisationen, die unter die Kontroll- 


ratsdirektive Nr. 50 fallen, auf Grund des 
§ 32 Abs. 3 und des § 33 Abs. 3 AKG der 
Ablösung unterliegt. 

c) Zusammenfassung 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die 
Regelung im Dritten Teil des AKG alle vertret- 
baren finanziellen Möglichkeiten ausgeschöpft 
hat. Eine weitergehende Ablösung ist daher 
nicht angängig. Zudem würden durch eine Ver- 
besserung der im Dritten Teil getroffenen Rege- 
lung die an sich schon bestehenden Bedenken 
gegen die unterschiedliche Behandlung der An- 
sprüche aus Kapitalanlagen und der sonstigen 
Ansprüche ein solches Gewicht erhalten, daß 
dem Vorwurf eines Verstoßes gegen den Gleich- 
heitsgrundsatz nicht mehr erfolgreich begegnet 
und damit die gesamte Regelung des AKG in 
Frage gestellt werden könnte. Hierauf hat die 
Bundesregierung schon in ihrer Begründung zum 
Entwurf des AKG — BT-Drucksache 1659 der 
2. Wahlperiode, Textziffer 134 — hingewiesen. 

3. Zum Vierten Teil des AKG 

Für die Härteregelung sind die Grundsätze des 
Lastenausgleichsgesetzes maßgebend. Die einzelnen 
Härtebeihilfen nach dem AKG dürfen deshalb die 
Beträge nicht übersteigen, die das Lastenausgleichs- 
gesetz für die Unterhaltshilfe, Ausbildungshilfe, 
Hausrathilfe und Darlehen zum Existenzaufbau 
vorsieht. Eine Erhöhung dieser Leistungen könnte 
ohne gleichzeitige Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes nicht erfolgen und kann deshalb nicht in 
Betracht gezogen werden. 

VIII. 

Stand der in §§ 3 und 97 AKG vorbehaltenen 
Gesetzgebung 

Zum Stand dieser Gesetzgebungsvorhaben ist zu 
bemerken: 

1. a) Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AKG bleiben die 
Schäden der sogenannten loyalen Rückerstat- 
tungspflichtigen sowie die Reparations- und 
Restitutionsschäden einer besonderen gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten. 

Zur Vorbereitung eines Gesetzentwurfs sind 
zahlreiche Besprechungen mit den Bundes- 
verbänden der Geschädigten sowie auf politi- 
scher Ebene geführt worden. Im Hinblick auf 
die Größenordnung der Schäden hat sich in- 
zwischen eine weitgehende Übereinstimmung 
mit den Verbänden ergeben. Es bestehen 
aber immer noch erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten in rechtlicher Hinsicht. Erst 
nach Abschluß der laufenden Prüfungen und 
Besprechungen wird es möglich sein, mit den 
beteiligten Ressorts einen Gesetzentwurf 
über die endgültige Behandlung der Repara- 
tions-, Restitutions- und Rückerstattungs- 
schäden zu erörtern, von dem angenommen 
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werden kann, daß er auch der Auffassung 
der gesetzgebenden Körperschaften entspre- 
chen wird. 

b) Für den Zeitraum bis zum Inkrafttreten der 
in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AKG vorbehaltenen 
Regelung soll eine Überbrückungsaktion 
durchgeführt werden. Es soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, den Reparations- und 
Restitutionsgeschädigten sowie den soge- 
nannten loyalen Rückerst-attungsgeschädig- 
ten in Anlehnung an die Bestimmungen des 
Lastenausgleichsgesetzes und des Feststel- 
lungsgesetzes über die Hauptentschädigung 
und die vorzeitige Auszahlung der Haupt- 
entschädigung zins- und tilgungsfreie Dar- 
lehen zu gewähren. 

2. Folgende Gesetzentwürfe, die eine Regelung der 
Rechtsverhältnisse nicht mehr bestehender, 
öffentlicher Rechtsträger beinhalten (§ 3 Abs. 1 
Nr. 3 AKG), sind den gesetzgebenden Körper- 
schaften bereits zugeleitet worden: 

a) Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation 
der Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
Golddiskontbank — BT-Drucksache 533 der 
3. Wahlperiode. Die Beratungen im Wirt- 
schaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
sind im Oktober 1959 abgeschlossen worden. 


b) Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung des 
Reichsnährstands und seiner Zusammen- 
schlüsse — BT-Drucksache 1253 der 3. Wahl- 
periode. Der Entwurf wird zur Zeit im Aus- 
schuß des Deutschen Bundestages für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten beraten. 

c) Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts — 
BT-Drucksache 1109*) der 3. Wahlperiode. In 
diesem Gesetz sollen u. a. auch die durch das 
Gesetz zu Artikel 131 GG und das AKG nicht 
erfaßten Versorgungsansprüche bzw. die An- 
sprüche auf Nachversicherung gegen nicht 
mehr bestehende öffentliche Rechtsträger ge- 
regelt werden. Der Entwurf wird zur Zeit im 
Ausschuß des Deutschen Bundestages für So- 
zialpolitik beraten. 

3. Die vorbereitenden Arbeiten für die ebenfalls in 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 AKG vorbehaltene Regelung 
der Rechtsverhältnisse der übrigen nicht mehr 
bestehenden öffentlichen Rechtsträger sind vom 
Bundesminister der Finanzen aufgenommen 
worden. Gesichtspunkte, die zu einer alsbaldigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse zwingen, sind 
nicht hervorgetreten. Es ist daher nicht damit zu 
rechnen, daß der Entwurf noch in dieser Legis- 
laturperiode eingebracht wird. 


‘) inzwischen verkündet (BGBl, 1960 I S, 93) 


Durchführung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Stand: 30. November 1959 



Eingänge bei 
den Anmelde- 
stellen 

(Anmeldungen 
und gutachtliche 
Äußerungen) 

An andere 
Stellen 
abgegebene 
Anmeldungen 

Gutachtliche Äußerungen 
abgegeben gegenüber 

(Spalte 1 abzüg- 
lich Spalte 2 und 
3a -j- 3b, 
Anmeldungen 

Anmeldestellen 

Ausgleichs- 

ämtern 

anderen 

Dienststellen 


1 

2 

3a 

3b 

4 

A. Oberfinanzdirektionen 

127 974 

8 878 

105 

448 

118 543 

B. Oberpostdirektionen 

454 

83 

2 

5 

364 

C. Bundesbahndirektionen 

1 479 

238 

1 

3 

1 237 


Bei A., B., C. 

erfüllt: 5a + 5c - 3874 = 7,31 v. H. 
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4. Der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Ansprüche gegen die ehemalige Nationalsozia- 
listische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP), ihre 
Gliederungen, ihre angeschlossenen Verbände 
und ihre sonstigen aufgelösten Einrichtungen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4 AKG) ist im Bundesministerium 
der Finanzen erstellt und mit den Ressorts — 
wenn auch noch nicht abschließend — beraten 
worden. Der Entwurf lehnt sich im wesentlichen 
an die Regelung des AKG an. Es ist damit zu 
rechnen, daß nach Abschluß der Ressortbespre- 
chungen und nach Beratung des Entwurfs mit 
den Ländern der Gesetzentwurf Ende des Jahres 
1960 eingebracht werden kann. 

5. Die Arbeiten zur Vorbereitung des, in § 3 Abs. 
1 Nr. 5 AKG vorbehaltenen Gesetzes über die 
Regelung von Kriegsversicherungsverhältnissen 
der Deutschen Kriegsversicherungsgemeinschaft 
und der Hermes-Kreditversicherungs-AG wurden 
vor einiger Zeit aufgenommen. Mit einer Ein- 
bringung des Gesetzentwurfs in der laufenden 
Legislaturperiode ist zu rechnen. 

6. Die Vorarbeiten zu dem in § 97 AKG vorbehal- 
tenen Gesetz über die Sicherstellung der Leistun- 
gen der Zusatzversorgungsanstalten des öffent- 
lichen Dienstes sind in Angriff genommen wor- 
den. Es hat sich dabei herausgestellt, daß eine 
Fülle von Rechtsfragen und versicherungstech- 
nischen Problemen zu klären ist. Ob der Gesetz- 


entwurf in dieser Legislaturperiode eingebracht 
werden kann, ist. noch nicht zu übersehen. 


IX. 

Abschließende Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zur Frage einer Novellierung des AKG 

Die Bundesregierung stellt abschließend nochmals 
fest, daß bisher kein ausreichender Anlaß besteht, 
die im AKG getroffene Regelung zu ändern oder zu 
ergänzen, und daß darüber hinaus einer weiteren 
Einbeziehung von Ansprüchen in die Erfüllung oder 
Ablösung oder einer Erhöhung der im Gesetz vor- 
gesehenen Leistungen ernstliche Bedenken verfas- 
sungsrechtlicher Art (Artikel 3 GG) entgegenstehen. 
Nach den bishef bei der Durchführung des AKG ge- 
machten Erfahrungen ist dieses Gesetz im allgemei- 
nen mit Verständnis aufgenommen worden. Die An- 
spruchsgläubiger haben sich angesichts des völligen 
Zusammenbruchs des Deutschen Reichs im Jahre 
1945 und im Hinblick darauf, daß sie zum größten 
Teil an dem wirtschaftlichen Aufstieg der Bundes- 
republik teilgenommen haben, weitgehend mit der 
gesetzlichen Regelung abgefunden. Bei der ange- 
spannten Lage des Bundeshaushalts wäre es auch 
nicht vertretbar, durch eine Änderung einzelner Be- 
stimmungen des AKG die Gesamtregelung in Frage 
zu stellen und damit eine der wesentlichen Grund- 
lagen für eine geordnete, vorausschauende Planung 
des Bundeshaushalts wieder zu erschüttern. 


Anlage 


Von den Anmeldungen Spalte 4 
sind erledigt durch 

Insgesamt 
erledigt 
(Spalte 5a 
bis 5c) 



Anerkennung 
des Anspruchs 

: 

Ablehnung 
des Anspruchs 

Teilweise 

Anerkennung 

und 

Ablehnung 
des Anspruchs 

(Zu Spalte 

5b bis 5c) 

Klage erhöben 

(Spalte 4 abzüg- 
lich Spalte 6) 
Unerledigt 

5a 

5b 

5c 

6 

7 

! 8 

3 088 

48 059 

340 

51 487 

499 

j 

67 056 

70 

274 

6 

350 

— - 

14 

366 

788 

4 

1 158 

8 

79 


Bei A., B. ( C. 

erledigt: 

unerledigt: 


52 995 = 44,19 v. H. 
67 149 - 55,81 v. H. 
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